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Für die Amtliche Sammlung!

Gesetz* BGB* § 839I GrundG* Art 34$
Beichsabgabenordnung §§ 233? 285 Abs 2,
316 (alte Fassung)

Bechtssatzs
Ber Vorsteher des Finanzamts hat in Steuer­
sachen auch dem Steuerpflichtigen gegenüber 
die Amtspflicht, die für die Einlegung ei­
nes Bechtsmittels geltenden Verfahrensvor­
schriften zu.beachten» Dazu gehört im Hin­
blick auf § 285 Abs 2 BAG? daß er sich vor 
Einlegung des Bechtsmittels Kenntnis vom 
Zeitpunkt der Zustellung des Urteils des 
Finanzgerichts an den Steuerpflichtigen 
verschafft«

Aktenzeichen* III ZB 53/55 KG Berlin
Urteil des BGH vom 1«Oktober 1956 LG Berlin



Ill ZB 53/55
Verkündet 

am 1,Oktober 1956 
Fieser ,Just,Angs 

als Urkundsbeamter der 
Geschäftsstelle

I m  N a m e n  d e s  V o l k e s

In döm Bechtsstreit

der Witwe Elisabeth F
si

Klägerin, Berufungsklägerin 
und BeVisionsklägerin,

- Prozeßbevollmächtigters Bechtsanwalt Prof.Br
gegen

B e r l i n ,  vertreten durch den Senator für Finanzen,
Beklagte, Berufungsbeklagte 
und Bevisionsbeklagte,

- Pxozeßbevollmächtigters Bechtsanwalt

hat der III, Senat des Bundesgerichtshofs auf die münd­
liche Verhandlung vom 1. Oktober 1956 unter Mitwikfenjg 
des Senatspfäsidenten Prof.Br»Geiger sowie der Bundes­
richter Br. Pagendarm, Br. Weber, Br. Kreft, Br. Beyer

für Beoht erkannts

Auf die Eevision der Klägerin wird das Urteil 
des 9* Zivilsenats des Kammergerichts in Berlin 
vom 4. Februar 1955 aufgehoben.

Bie Sache wird zur anderweiten Verhandlung 
und Entscheidung - auch über die Kosten der Be- 
vision - an das Berufungsgericht zurückverwiesen.

Von Bechts wegen
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Tatbestands

Gegen die Klägerin waren im März 1950 in Steuersachen 
vier Einspruchsbescheide ergangen. Auf die dagegen einge­
legte Berufung der Klägerin hob das Verwaltungsgericht Ber­
lin mit Urteil vom 25. August 1951 die Bescheide auf. Der 
Streitwert wurde auf 23 750 DM, 191 880 DM, 900 DM und 
9 480 DM festgesetzt.

Das Urteil des Verwaltungsgerichts wurde der Klägerin 
am 10. November 1951, dem Vorsteher des Finanzamts der Be­
klagten am 12* November 1951 zugestellt. Letzterer legte 
gegen das Urteil Bechtsbeschwerde ein, die unter dem 10. 
Dezember 1951 datiert wurde, jedoch erst am 11. Dezember 
1951 bei dem Verwaltungsgericht einging. Der Bundesfinanz­
hof verwarf mit Entscheidung vom 17. Dezember 1952 die 
Rechtsbeschwerde als unzulässig. Er führte zur Begründung 
aus; daß gemäß § 285 Abs 2 BAO die Frist zur Einlegung der 
Rechtsbeschwerde für den Vorsteher des Finanzamts mit dem 
Ablauf der für den Steuerpflichtigen laufenden Rechtsmit­
telfrist geendet habe. Da diese Frist durch die Zustellung 
an den Steuerpflichtigen bereits am 10. Dezember 1951 abge­
laufen sei, sei die am 11 Dezember 1951 eingegangene Rechts- * 
Beschwerde verspätet und unzulässig.

Die Klägerin hatte sich in dem Verfahren vor dem Bun-r 
desfinanzhof durch den Helfer in Steuersachen vertre­
ten lassen. Eine Erstattung dieser Kosten erfolgte mit Rück­
sicht auf die Vorschrift des § 316 RAO in der damals noch 
geltenden Fassung nicht. Die Klägerin behauptet, daß ihr 
durch die Beauftragung Hfps Kosten in Höhe von 3 726,34 DM 
erwachsen seien. Sie verlangt mit der Klage Erstattung die­
ser Kosten von der Beklagten und hat zur Begründung geltend 
gemacht: Die Bediensteten der Beklagten hätten sich dadurch 
einer Amtspflichtverletzung schuldig gemacht, daß sie gegen 
eine bereits rechtskräftige Entscheidung des Verwaltungsge-

* *
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 3 -

richts ein unzulässiges Rechtsmittel eingelegt hätten.. Als 
Folge dieser unzulässigen Einlegung des Rechtsmittels sei 
sie gezwungen gewesen, sich vertreten zu lassen und die 
entsprechenden Kosten aufzuwenden. Dieser Schaden beruhe 
auf der Amtspflicht Verletzung der Bediensteter, der Be­
klagten,

Die Klägerin hat beantragt, die Beklagte zur Zahlung 
von 3 726,34 DM nebst 4 # Zinsen seit Zustellung der Klage 
zu verurteilen.

Die Beklagte hat um Klageabweisung gebeten und ausge­
führt g Die Zulässigkeit des Rechtsweges für den mit der 
Klage geltend gemachten Anspruch sei nicht gegeben. Der der 
Klägerin entstandene Schaden beruhe auf der damals gelten­
den gesetzlichen Vorschrift des § 316 RAO; darnach hatte 
der Steuerpflichtige keinen Anspruch auf Erstattung von Ko­
sten, die durch Zuziehung eines Bevollmächtigten oder Bei­
standes in Rechtsmittelverfahren entstanden sind. Eine 
Amtspflichtverletzung, insbesondere gegenüber der Klägerin, 
liege nicht vor. Die Bediensteten der Beklagten treffe auch 
kein Verschulden. Im übrigen fehle es an dem ursächlicher 
Zusammenhang zwischen der behaupteten Amtspfliehr,Verletzung 
und dem behaupteten Schaden, da die Klägerin entsprechend 
§ 316 RAO a.F. die Kosten für ihre Vertretung auch dann 
hätte aufwenden müssen, wenn das Rechtsmittel in zulässi­
ger Form eingelegt worden wäre. Schließlich macht die Be­
klagte ein mitwirkendes Verschulden der Klägerin geltend 
und bestreitet den behaupteten Schaden auch der Höhe nach.

Das Landgericht hat die Klage abgewiesen. In der Be­
rufungsinstanz hat die Klägerin ihr Vorbringen noch dahin 
ergänzt? Wenn die Beklagte das Rechtsmittel innerhalb der 
Rechtsmittelfrist eingelegt hätte, wäre die Entscheidung 
des Bundesfinanzhofs, der für eine sachliche Nachprüfung
längere Zeit benötigt hätte, erst nach der im Juli 1953



erfolgten Änderung des § 316 RAO, nach der die dem Steuer­
pflichtigen entstandenen Kosten für einen zugezogener. Be­
vollmächtigten oder Beistand wieder erstatte« werden konn­
ten, getroffen worden« In diesem Falle wäre entsprechend 
der neuen Fassung des § 316 RAO die Erstattung ihrer Ko­
sten angeordnet worden, so daß ihr ein Schaden nicht er­
wachsen wäre *

Bas Kämmergericht hat die Berufung der Klägerin zurück­
gewiesen« Mit der Bevision verfolgt die Klägerin ihren Klage­
anspruch weiter. Die Beklagte bittet um Zurückweisung der 
Bevision«

Entscheidungsgründe 3

1. Beide Vorinstanzen gehen von der Zulässigkeit des 
Rechtsweges für den geltend gemachten Klageanspruch aus«
Bas Berufungsgericht hat die Klage jedoch aus folgenden
*

Erwägungen abgewiesen§

Bie Amtspflicht der Bienststelle der Beklagten habe 
nicht darin bestanden; ein (unzulässiges) Rechtsmittel ge­
gen ein rechtskräftiges Urteil nicht einzulegen, sondern 
darin« den Lauf der Rechtsmittelfristen ordnungsmäßig zu 
prüfen und ein aus sachlichen Gründen für erforderlich ge­
haltenes Rechtsmittel rechtzeitig einzulegen« Das pflicht­
gemäße Verhalten der Beklagten würde mithin nicht in der 
Unterlassung der Reehtsmitteleinlegung, sondern in der 
rechtzeitigen Einlegung der Rechtsbeschwerde bestanden 
haben« Hätte aber die Beklagte sich pflichtgemäß verhal­
ten, also die Rechtsbeschwerde rechtzeitig eingelegt, wä­
ren der Klägerin im Hinblick auf die damals noch geltende 
Fassung des § 316 BAO die gleichen Kosten entstanden, deren 
Ersatz sie mit der Klage verlange. Daraus ergebe sich, daß 
die AmtspflichtVerletzung für den entstandenen Schaden nicht 
ursächlich gewesen sei. Denn an dem erforderlichen Kausal­
zusammenhang zwischen dem behaupteten Schaden einerseits
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und der zu unterstellenden Amtspflichtverietzung anderer­
seits fehle ess wenn der behauptete Schaden in dem gleichen 
Umfang auch dann entstanden wäre, wenn eine Verletzung der 
Amtspflicht nicht voygelegen hätte-

Die weitere Behauptung der Klägerin, die Entscheidung 
des Bundesfinanzhofs sei lediglich mit Bück3icht auf die 
Unzulässigkeit des Rechtsmittels zeitlich vcr dem Inkraft­
treten der Änderung des § 316 RAO erfolgt, sieht das Beru­
fungsgericht auf Grund einer Auskunft des Bundesfinanzhofs 
als widerlegt an. Aus dieser ergebe sich eindeutig, daß 
die Rechtsbeschwerde der Beklagten nicht im Hinblick auf 
ihre Unzulässigkeit früher erledigt, sondern im normalen 
Geschäftsgang entschieden worden sei, Bas bedeute, daß auch 
im Palle einer rechtzeitig eingelegten, also zulässigen 
Bechtsbeschwerde die Entscheidung des Bundesfinanzhofs noch 
unter der Geltung des § 316 RAO a.Fo ergangen wäre» Der der 
Klägerin entstandene Schaden beruhe mithin nicht auf der 
behaupteten Amtspflichtverletzung der Beklagten! er sei 
vielmehr eine Folge der in § 316 RAO &6tro(ffenen ge­
setzlichen Regelung.

2. Gegen die Zulässigkeit des Rechtsweges bestehen keine 
Bedenken.

Soweit vor dem Zivilgericht nur der Anspruch eines 
Steuerpflichtigen auf Erstattung von Steuerberatungskosten 
in einem Rechtsmittelverfahren vor den Finanzbehörden und 
-gerichten geltend gemacht würde, wäre allerdings der 
Rechtsweg unzulässig. Beim einmal bestimmt § 2A2 RAO, daß 
für ”SteuerSachen” der Rechtsweg vor den ordentlichen 
Gerichten ausgeschlossen ist; zum anderen stellen die 
§§ 307 ff RAO eine abschließende Regelung des Kostenrechts 
für Rechtsmittelverfahren in Steuersachen dar; insbeson­
dere ist in §§ 322 ff RAO das Festsetzungsverfahren für 
die in den Rechtsmittelinstanzen vor den Finanzbehörden •

•
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und -gerichten entstandenen Kosten abschließend.gere­
gelt. Das bedeutet, daß daneben ein selbständiger Eosten- 
erstattungsanspruch vor dem Zivilgericht nicht geltend ge­
macht werden kann? insoweit ist also der Rechtsweg unzu­
lässig (vgl RG in JW 1938 S 1662 Nr 19; Urteil des Senats 
vom 6. Oktober 1955 - III ZR 56/54 - in MDR 1956 S 410, 
das den Anspruch auf Erstattung von Kosten betrifft, die 
in einem verwaltungsrechtlichen Beschwerdeverfahren ent­
standen sind)o

Das schließt aber nicht aus, daß die dem Steuerpflich­
tigen entstandenen Beratungskosten in einer Steuersache Ge­
genstand eines Schadensersatzanspruches wegen schuldhafter 
Amtspflichtverletzung der Finanzbehörde sein können. Denn 
§ 839 BGB in Verbindung mit Art 34 GrundG (oder Art 131 
WeimVerf) normiert einen besonderen Tatbestand, der durch 
die kostenrechtlichen Vorschriften der Reichsabgabenordnung 
nicht berührt wird. Ausgehend von der Auffassung, daß auch 
ein Finanzbeemter bei der Bearbeitung einer Steuersache ge­
genüber „anderen Beamten grundsätzlich keine die Schadens- 
ersatzpflicht wegen schuldhafter Amtspflichtverletzung aus- 
sohließende Sonderstellung hat, hat das Reichsgericht wie­
derholt den Rechtsweg vor den ordentlichen Gerichten für 
zulässig erklärt, wenn der Sachvortrag des Klägers ein 
schuldhaft amtspflichtwidriges Verhalten eines Steuerbeam­
ten und damit die Möglichkeit der Verantwortlichkeit, der 
Steuerbehörde klar erkennen ließ (vgl RGZ 111, 64$ 146,
257; EG in JW 1938 S 1662 Nr 19 mit weiteren Nachweisen;
RG in DR 1940 S 1629 Nr 9; Riewald RAO'1951 zu § 242 S 
463 ff)- Dem ist zuzustimmen.

Im vorliegenden Fall begehrt nun die Klägerin Scha­
densersatz, weil.das Finanzamt der Beklagten noch nach Ab­
lauf der Rechtsmittelfrist eine Rechtsbeschwerde einlegte 
und damit amtspflichtwidrig in den durch den rechtskräf­
tigen Abschluß des Rechtsmittelverfahrens geschützten



- 7 -

Hechtskreis der Klägerin störend eingegriffen und so den 
Schaden verursacht habe, Damit trägt die Klägerin einen 
Sachverhalt vor, der der sachlichen Prüfung durch die or­
dentlichen Gerichte zugänglich ist; denn sie verfolgt aus­
drücklich nicht einen (prozessualen) Kosteners'uattungsan- 
spruch; die begehrte Entscheidung des Zivilgerichts be­
trifft auch nicht eine ’Entscheidung in einer Steuersache”; 
vielmehr enthält der Klagevortrag alle Behauptungen, die 
- ihre Bichtigkeit unterstellt - eine Haftung der Beklagten 
aus einer AmtspflichtVerletzung der Steuerbehörde rechtfer­
tigen.

3» Auszugehen ist davon, daß die Steuerbehörde sowohl 
bei der Festsetzung der Steuer, als auch bei der Durch­
setzung des Steueranspruchs dem Steuerpflichtigen hoheit­
lich gegenübertritt (vgl Eiewald aaO § 24-2 Anm 1 Ziff 3 
und Auch soweit- der Vorsteher des Finanzamts in einer 
Steuersache Bechtsbehelfe einlegt, wird er im Zuge der den 
Finanzbehörden obliegenden Verfolgung des Steueranspruchs 
tätig; er handelt also auch insoweit in Ausübung öffentli­
cher Gewalt» Das ist zu Unrecht vom Berufungsgericht be­
zweifelt worden.

%

Die Steuerbehörde hat bei der Einlegung von Bechts- 
mitteln auch die Interessen des Steuerpflichtigen wahrzu­
nehmen 5 das ergibt sich eindeutig aus § 233 BAO, Im Bahmen 
der Bechtsmitteieinlegung bestehen deshalb auch besondere 

• Amtspflichten gegenüber dem Steuerpflichtigen, deren Ver­
letzung nach § 839 BGB in Verbindung mit Art 34 GrundG zu 
beurteilen ist. Gerade weil. § 316 BAO a F eine Erstat­
tung von Beratungskosten in Bechtsmitteiverfahren zu Un­
gunsten des Steuerpflichtigen seit 1930 ausschloß, bestand 
eine Amtspflicht des Finanzamts auch gegenüber dem Steuer­
pflichtigen, sich sorgsam über die Hechtslage zu unterrich­
ten (vgl z.B. BG in DB 1940 S 1629 Nr 9 mit Anmerkung Megow 
unter Ziff 4)* Das gilt insbesondere für die Beachtung der
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verfahrensrechtlichen Bestimmungen über die Einlegung von 
Rechtsmitteln« Deshalb ist der Ausgangspunkt des Beru­
fungsgerichts, es habe in keinem Balle eine Amtspflicht 
der Dienststellen der Beklagten bestanden, die Einlegung 
eines unzulässigen Rechtsmittels zu unterlassen, nicht 
zu billigen«

Es gehört also zu den Amtspflichten der Steuerbehörde, 
die ihr gegenüber dem beteiligten Steuerpflichtigen ob­
liegen, bei der Einlegung von Rechtsmitteln die verfahrens­
rechtlichen Vorschriften zu beachten- Zu diesen von dem 
Vorsteher des Finanzamts zu beachtenden Verfahrensvor­
schriften gehören die §§ 245 > 246, 285 Abs 2 RAO, die Be­
stimmungen über die gesetzlichen Fristen für die Einlegung 
von Rechtsmitteln treffen« Aus § 285 Abs 2 RAO folgt, daß 
die Frist zur Einlegung der Rechtsbeschwerde auch für die 
Steuerbehörde mit dem Ablauf der für den Steuerpflichtigen 
laufenden Rechtsmittelfrist endigt. Das hat der Vorsteher 
des Finanzamts nicht beachtet« Abgesehen davon, daß hier 
nach dem unstreitigen Sachverhalt das Urteil des Verwaltungs­
gerichts vom 25« August 1951 in seiner Rechtsmittelbeleh­
rung den Hinweis auf $ 285 RAO enthielt, muß von einem Vor­
steher des Finanzamts die Kenntnis der Sondervorschrift 
des § 285 Abs 2 RAO in jedem Falle verlangt und erwartet 
werden, so daß er sich zu*seiner Entlastung nicht auf eine 
fehlende oder mangelhafte Rechtsmittelbelehrung in dem 
Urteil des Verwaltungsgerichts berufen kann (vgl auch Rie- 
wald aaO § 246 Anm 3 Ziff 2).

Daß es sich hier um die fahrlässige Verletzung einer 
dem Steuerpflichtigen gegenüber obliegenden Amtspflicht 
handelt, ergibt sich besonders deutlich aus der Erwägung, 
daß § 28$ Abs 2 RAO - offenbar zum Schutze des Steuer­
pflichtigen - ausschließen will, daß die Finanzbehörde 
noch ei'n Rechtsmittel ergreifen kann, nachdem für den • 
Steuerpflichtigen die Rechtsmittelfrist abgelaufen ist«



Hit dem Ablauf der Rechtsmittelfrist ist die der Rechts­
beschwerde ausgesetzt gewesene Entscheidung rechtskräftig 
geworden. Das Amtsgeschäft - Einlegung der verspäteten 
Rechtsbeschwerde, doi. Angriff auf eine rechtskräftig 
festgestellte Rechtslage des Steuerschuldners - berührt 
seiner Natur nach unmittelbar die Interessen des Steuer­
pflichtigen, greift in seinen Rechtskreis ein. Die Amts­
pflicht, das in Beachtung der zitierten gesetzlichen Vor­
schrift nicht zu tun, dient also auch dem Schutz des Steuer­
pflichtigen,

Besteht aber für den Finanzamtsvorsteher dem Steuer­
pflichtigen gegenüber die Amtspflicht zur sorgfältigen 
Beachtung der Sondervorschrift des § 285 Abs 2 RAO, so muß 
er auch Vorsorge dafür treffen, daß ihm der Zeitpunkt der 
Ürteilszustellung an den Steuerpflichtigen bekannt wird. 
Daraus kann sich weiter die Amtspflicht zur Erkundigung 
beim Finanzgericht über den Zeitpunkt der Zustellung des 
Urteils im Einzelfall ergeben (vgl auch RFH in RStBl 1940 
S 281 Nr 269), Das ist jedenfalls dann der Fall, wenn we­
der generell eine Absprache mit dem Finanzgericht noch 
in sonstiger Weise Vorsorge dafür getroffen worden ist, 
daß der Zeitpunkt der Zustellung des Urteils des Finanz­
gerichts an den Steuerpflichtigen auch dem Vorsteher des 
Finanzamts mitgeteilt oder sonst bekannt wird. Nach dem 
Zeitpunkt der Urteilszustellung an die Klägerin hat sich 
der Vorsteher des Finanzamts der Beklagten im vorliegen­
den Fall unstreitig nicht erkundigt5 es ist von der Be­
klagten auch nicht behauptet worden, daß in anderer Weise 
generell Vorsorge für ein Bekanntwerden des Zeitpunktes 
der Urteilszustellung an den Steuerpflichtigen getroffen 
worden ist. Hiernach hat schon nach dem bisher festge­
stellten Sachverhalt die Beklagte die sich aus der Vor- \ 
schrift des § 285 Abs 2 RAO ergebenden, ihr auch der 
Klägerin als der am Steuerverfahren Beteiligten g^enüber 
obliegenden besonderen Amtspflichten in schuldhafter Weise 
verletzt. Die Beklagte kann nicht damit gehört werden,
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•6
es babe eine Praxis der Steuerbehörde bestanden, den 
Zeitpunkt der Zustellung des Urteils an sie als frühe­
sten Beginn der Bechtsmitteifrist zu unterstellen, veil 
eine zeitlich spätere Zustellung an die Steuerbehörde 
ungewöhnlich oder "einmalig* sei; darauf, daß eine solche 
Unterstellung in jedem Pall der tatsächlichen Sach-und 
Eechtsiage entsprechen würde, durfte sie 3ich nach dem
Bargelegten nicht verlassen.

%

Bie Klägerin hat ferner schlüssig vorgetragen, daß 
der von ihr behauptete Schaden auf diese Amtspflichtver­
letzungen der Beklagten zurückzuführen ist.

Zunächst ist es-unrichtig, zu argumentieren, das 
Verhalten des Finanzamts sei deshalb nicht ursächlich 
für den Schaden, weil der Klägerin dieselben Kosten ent­
standen wären, wenn das Finanzamt seiner Pflicht genügt 
hätte, rechtzeitig die Bechtsbeschwerde einzulegen- Es 
steht im vorliegenden Fall mit Sicherheit fest, daß dieser 
hypothetische ßeschehensablauf nicht eingetreten wäre, 
wenn pan sich die beanstandete Maßnahme des Finanzamts 
hinwegdenkt. Vor dem Zeitpunkt der behördlichen Einle­
gung der Bechtsbeschwerde durch den Vorsteher des Fi­
nanzamts war von keiner Seite eine Kausalkette in .Be­
wegung gesetzt worden, die ohne jene verspätete Einle­
gung der Bechtsbeschwerde zu dem von der Klägerin gel­
tend gemachten Schaden geführt hätte. Vom Zeitpunkt der 
behördlichen Einlegung des Bechtsmittels ab war aber die 
Einlegung einer zulässigen Bechtsbeschwerde nicht mehr 
denkbar,

Bie Beauftragung eines Steuerberaters mit der recht­
lichen Abwehr einer zu Ungunsten des Steuerpflichtigen 
vom Vorsteher des Finanzamts eingelegten Bechtsbeschwerde • 
und damit die Entstehung von Beratungskosten für den 
Steuerpflichtigen liegen auch entgegen der Ansicht der
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Beklagten im Kähmen eines typischen Ursachenveriaufs* 
Grundsätzlich kann sich jeder Steuerpflichtige gegen­
über allen Maßnahmen der Steuerbehörde der Hilfe eine3 
fachlich vorgebildeten Steuerberaters bedienen? in Steuer­
angelegenheiten mit - wie hier - hohen Streitwerten ist 
dies die Kegel. Soweit die Beklagte eine MitVerursachung 
oder ein Mitverschulden der Klägerin oder ihres Steuer­
beraters an dem behaupteten Schaden eingewandt hat, sind 
hierüber vom Berufungsgericht - von seinem Standpunkt aus 
folgerichtig - irgendwelche Feststellungen nicht getrof­
fen worden. Auf jeden Fall würde aber auch eine Hechts­
beschwerde des Vorstehers des Finanzamts, die vom Steuer­
pflichtigen als unzulässig erkannt worden ist oder bei der 
erforderlichen Sorgfalt hätte erkannt werden müssen, Bera­
tungskosten ausgelöst haben? denn auch in diesem Fall durf­
te sich die Klägerin sachkundigen Kat erholen.

Fach alledem kann das angefochtene Berufungsurteil 
mit der ihm gegebenen Begründung nicht aufrecht erhalten 
werden. Auf der anderen Seite kann das Kevisionsgericht 
nicht selbst eine endgültige Sachentscheidung treffen, 
da bisher Feststellungen zur Frage eines möglichen mit­
wirkenden Verschuldens der Klägerin nach § 254 BGB nicht 
getroffen worden sind, darüber hinaus aber die Beklagte 
auch allgemein die Höhe der Klageforderung bestritten 
hat? auch dazu hat das Berufungsgericht bisher nicht 
Stellung genommen.
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Hiernach war das Berufungsurteil aufzuhehen und die 
Sache zur anderweiten Verhandlung und Entscheidung, auch 
über die Kosten der Revision, an das Berufungsgericht
zurUcfczuverweisen.

* * * * *

Br. Geiger Br. Pagendarm Pr. Weher
Br. Kreft Br« Beyer
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